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PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 10.12.2020
MARC BUHLMANN

Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte
Parlamentsmandat

Gerade einmal 20 Tage vergingen zwischen der Einreichung der parlamentarischen
Initiative der SPK-NR flr die Ermoglichung der Teilnahme an Abstimmungen in
Abwesenheit - wenigstens fiir Nationalratsmitglieder - und der Annahme ihrer
Umsetzung in beiden Réaten. Die SPK-SR hatte beim neuerlichen Vorstoss der
Schwesterkommission (nach der gescheiterten Pa.lv. 20.475) - wohl auch aufgrund der
wieder ansteigenden Covid-19-Fallzahlen - ein Einsehen und gab dem Ansinnen Ende
November mit 8 zu 4 Stimmen Folge.

Nur einen Tag spater - am zweiten Tag der Wintersession 2020 - unterbreitete die SPK-
NR dann ihrem Rat eine dringliche bis Ende der Herbstsession 2021 befristete Revision
des Parlamentsgesetzes. Ziel sei es, die Vorlage rasch durch die Rate zu bringen und ein
Differenzbereinigungsverfahren zu verhindern, damit die Moglichkeit einer Teilnahme
bei Abstimmungen flur von Covid-19 betroffene Nationalratsmitglieder von ausserhalb
des Nationalratssaals zumindest flr die dritte Sessionswoche gegeben sei. Die Mehrheit
der Kommission begriindete das Ansinnen damit, dass es zu einer Verzerrung der
Abstimmungen kommen kénnte, wenn zu viele Ratsmitglieder aufgrund von
vorgeschriebener Isolation oder Quarantdne in Folge einer Covid-19-Erkrankung
abwesend wéren und dies etwas eine Fraktion starker als eine andere betreffen wirde.
Ein erneuter Abbruch der Session musse verhindert werden.

Das Gesetz gelte nur fur den Nationalrat, weil dort Proportionalitat wichtiger sei als im
Sténderat, fuhrte Kommissionssprecherin Marianne Binder-Keller (cvp, AG) in der
Nationalratsdebatte aus. Sie betonte, dass lediglich von Covid-19 betroffene
Nationalratsmitglieder das Recht erhalten sollen, ihre Stimme in Abwesenheit abgeben
zu kénnen. Dies gelte zudem lediglich fir Abstimmungen, nicht aber flr Voten im Rat,
das Einreichen von Vorstéssen oder die Teilnahme bei Wahlen. Gébe es technische
Schwierigkeiten, wirden deshalb  keine  Abstimmungen  wiederholt. Eine
Kommissionsminderheit beantragte Nicht-Eintreten. Ihr Sprecher Gregor Rutz (svp, ZH)
fragte sich, ob man auf dem Weg zum «Pyjama-Parlament» sei. Man musse in der
jetzigen Situation «ruhig Blut bewahren» und dlrfe diese <«unausgegorene,
widerspruchliche und verfassungswidrige» Vorlage nicht «Uberschnell» einfihren.
Parlamentarische Arbeit sei nicht einfach Abstimmen, sondern beinhalte
Willensbildung, die nur vor Ort geschehen kénne. Man kénnte ansonsten ja auch
einfach Fragebogen an die Parlamentsmitglieder verschicken, was eine Menge an
Kommissionsarbeit ~ sparen  wurde. Zudem werde der Grundsatz des
Zweikammersystems verletzt, wenn das Gesetz nur flr die grosse Kammer gelte. Wenn
nur an Covid-19 Erkrankte vom Recht Gebrauch machen durften, sei darliber hinaus die
Gleichbehandlung verletzt. Er sehe nicht ein, weshalb jemand mit einer «normalen
Grippe» oder einem «Beinbruch» nicht auch von zu Hause aus abstimmen durfe. Wenn
es wirklich so weit kommen wirde, dass eine erhebliche Anzahl an Nationalratinnen und
Nationalraten nicht mehr an der Session teilnehmen kénnte - «was wir nicht glauben»
-, dann mdusste man die Session, wie von Verfassung und Gesetz vorgesehen,
abbrechen. «Die Schweiz wlrde nicht untergehen, wenn wir mal eine Woche nicht
tagen wirden>». Auf diese «Bastelarbeit» durfe aber nicht eingetreten werden, so Rutz.

Nachdem alle anderen Fraktionen fur Eintreten pladiert hatten - es herrschte Konsens,
dass das Parlament seine Verantwortung auch in einer Krisensituation wahrnehmen
kénnen musse, auch wenn es sich bei der Vorlage nicht um eine perfekte Lésung handle
-, wurde mit 125 zu 61 Stimmen (3 Enthaltungen) Eintreten beschlossen. Zur
geschlossen stimmenden SVP-Fraktion gesellten sich acht Mitglieder der FDP- und zwei
Mitglieder der Mitte-Fraktion, die ebenfalls gegen Eintreten stimmten. Ohne weitere
Diskussion nahm dann eine Mehrheit von 123 gegen 62 Stimmen (5 Enthaltungen) den
Entwurf an, der damit an den Standerat ging.

Dort sprach Kommissionssprecher Andrea Caroni (fdp, AR) zwei Tage spater von einem
«historischen» Projekt, da zum ersten Mal seit 1848 die Grundlage fur Abstimmungen
ohne Anwesenheit im Parlamentsgebdude geschaffen werde. Die Vorlage sehe
allerdings einzig vor, den Abstimmungsknopf zuhause am Computer Uber einen
gesicherten Link statt vor Ort zu dricken. Eine Kommissionsminderheit brachte
zahlreiche staatspolitische und institutionelle Bedenken vor, wie sie zuvor bereits im
Nationalrat zu vernehmen gewesen waren. Lisa Mazzone (gp, GE) argumentierte
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MOTION
DATUM: 15.12.2021
GIADA GIANOLA

hingegen mit «respect institutionnel». Sie sei ebenfalls unzufrieden mit der Vorlage,
wolle aber dem Nationalrat nicht im Wege stehen und die Vorlage in Anbetracht ihrer
Befristung gutheissen. Man kdénne sich ja auch der Stimme enthalten und den
Nationalrat machen lassen, erganzte Philippe Bauer (fdp, NE). In der Folge entbrannte in
der kleinen Kammer eine lebhafte und recht ausfihrliche Diskussion darlber, ob man
dem Schwesterrat eine Sonderregelung zugestehen solle, wie sich Daniel Jositsch (sp,
ZH) ausdrlckte, oder ob mit einer solchen Regelung leichtfertig oder gar fast fahrlassig
Gesetze beschlossen werden kénnten, wie dies Hannes Germann (svp, SH) beflrchtete.
Schliesslich schien die Meinung zu Uberwiegen, dass der Nationalrat das Recht haben
soll, die Maoglichkeit fur Abstimmen in Abwesenheit in dieser aussergewdhnlichen
Situation fiur sich selbst zu schaffen. Mit 27 zu 13 Stimmen bei 4 Enthaltungen hiess
entsprechend auch der Standerat die Vorlage gut.

Damit konnten in einem nachsten Schritt beide Kammern Uber die Dringlichkeitsklausel
abstimmen. Im Nationalrat wurde diese mit 130 zu 35 Stimmen (4 Enthaltungen) und im
Standerat mit 29 zu 11 Stimmen (3 Enthaltungen) angenommen. Damit stand den
Schlussabstimmungen, die Mitte der Wintersession durchgefihrt wurden, nichts mehr
im Wege. Mit 125 zu 65 Stimmen (4 Enthaltungen) nahm die grosse Kammer die
Teilnahme in Abwesenheit fur an Covid-19 erkrankte Nationalratsmitglieder an. Die
kleine Kammer hiess die Vorlage mit 25 zu 7 Stimmen (3 Enthaltungen) gut. '

Sozialpolitik

Bevolkerung und Arbeit
Arbeitsrecht

Eine von Standerat Hans Wicki (fdp, NW) eingereichte Motion wollte den Bundesrat
beauftragen, das Arbeitsrecht so anzupassen, dass Arbeitnehmende und
Arbeitgebende flexibel Homeoffice praktizieren beziehungsweise anbieten kénnen.
Konkret schlug Wicki verschiedene Anderungen vor: So wollte er unter anderem den
Begriff «Homeoffice» moglichst einfach und unabhangig davon, ob die
Arbeitnehmenden teilweise, regelméassig oder unregelmassig von zu Hause aus arbeiten,
definieren. Arbeitnehmende sollten schriftlich ihr Einverstandnis fir Homeoffice geben
kénnen, zudem sollten sie Arbeitszeiten, Pausen und Ruhezeiten «unter Wahrung der
betrieblichen Notwendigkeiten» selbststandig festlegen kénnen. Entsprechend sollten
im Homeoffice auch keine Bewilligung fur Nacht- und Sonntagsarbeit oder ein
Lohnzuschlag noétig sein, sofern die Arbeitnehmenden die Arbeit nach ihrem freien
Ermessen zu diesen Zeiten leisten. Diese Flexibilisierung der Arbeitszeit helfe bei der
Vereinbarkeit von Familie und Beruf, argumentierte Wicki.

Der Bundesrat beantragte, die Motion abzulehnen, da diese Fragen bereits in der
parlamentarischen Initiative Burkart (fdp, AG; Pa.lv. 16.484) behandelt wirden.

Der Standerat beschaftigte sich im Rahmen der Wintersession 2021 mit dieser Motion.
Mittels Ordnungsantrag beantragte Erich Ettlin (mitte, OW), die Motion der WAK-SR zur
Vorprufung zuzuweisen, da sich die Kommission bereits mit anderen Vorstésse zum
gleichen Thema beschéftigte (Pa. Iv. 16.414, Mo. 21.3686, Pa. Iv. 16.484). Sowoh| Motionéar
Wicki als auch der Standerat insgesamt unterstitzten diesen Ordnungsantrag. Hannes
German (svp, SH) bat jedoch darum, zukinftig auf solche Vorstésse oder auf ihre
Zuweisung an die Kommissionen zu verzichten, um diese nicht zu Uberlasten. Der
Standerat sollte «in der Lage sein [...], Uber einfache Fragen zu entscheiden». ?

1) AB NR, 2020, S. 2301 ff.; AB NR, 2020, S. 2409; AB NR, 2020, S. 2465; AB SR, 2020, S. 1277 ff.; AB SR, 2020, S. 1300; AB SR,
2020, S. 1326; Medienmitteilung SPK-NR vom 1.12.20; NZZ, SGT, 8.12.20; LT, 11.12.20
2) AB SR, 2021, S. 1382 f.; Mo. 21.4188
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